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HESSEN

LANDESJOURNAL
VORwORt

Mit dieser Überschrift habe ich am 
20. Januar dieses Jahres alle Fraktio-
nen des Hessischen Landtages ange-
schrieben. Den Brief im Originalwort-
laut findet ihr im Anschluss.

Die Gewerkschaft der Polizei will 
schon im frühen Vorfeld der Landtags-
wahl (28. 10. 2018) mit den Parteien in 
eine Diskussion treten. Wir wollen 
wissen, wie die fünf Landtagsfraktio-
nen den Ist-Zustand der hessischen 
Polizei bewerten. Alle Parteien haben 
in den vergangenen Monaten immer 
wieder von einer nötigen Stärkung 
und besseren Unterstützung der hessi-
schen Polizei gesprochen. Einige ha-
ben sich für bessere Beförderungs-
möglichkeiten und eine weitere 
Anhebung der Bezüge stark gemacht. 

Wir fragen nun nach und bitten um 
Konkretisierung von Lösungsansätzen 
bei der Behebung  von Problemfel-
dern. Dies ist ein erster Schritt im 
Wahljahr 2018, um Einsichten in die 
Parteiprogramme zur inneren Sicher-
heit, insbesondere den Bereich der Po-
lizei, zu erhalten. 

2018 ist wahljahr
Schon auf unserem Landesdelegier-

tentag im April werden wir im öffentli-
chen Teil eine vom Hessischen Rund-
funk moderierte Podiumsdiskussion 
mit allen Fraktionen veranstalten. Da-
bei werden sich erste Erkenntnisse für 
die Polizistinnen und Polizisten in 
Hessen ergeben, welche Partei im Fal-
le einer Regierungsbeteiligung was 
für die Polizei tun will. 

Danach werden wir bei dezentralen 
Veranstaltungen in den Bezirken auch 
die örtlichen Landtagsabgeordneten 
einbeziehen und grundsätzliche Fra-
gen rund um die Polizei in Hessen mit 
unseren Mitgliedern diskutieren.

Den Abschluss bildet dann, wie vor 
jeder Landtagswahl,  unsere schon tra-
ditionelle Veranstaltung  „ Wahlprüf-
steine“. Dabei erwarten wir dann 
Klartext. Welche Partei für was steht. 
Insbesondere die Bereiche Verbesse-
rung der Aufstiegs- und Beförderungs-
chancen im Beamten- und Tarifbe-
reich, Planbarkeit von Dienst und 
Freizeit, Besoldung, Versorgung, Ru-
hegehaltsfähigkeit der Polizeizulage, 

Andreas Grün, Landesvorsitzender

Wochenarbeitszeit und die Rückkehr 
in die Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder.

Über die weitere Entwicklung be-
richten wir in dieser Zeitschrift.

Andreas Grün, Landesvorsitzender

Sehr geehrte Damen und Herren,
die aktuellen Belastungen im Po-

lizeidienst sowie die Herausforde-
rungen durch immer neue Krimina-
litätsfelder haben in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen und 
werden weiterhin steigen. Vor die-
sem Hintergrund tritt die Gewerk-
schaft der Polizei für eine professio-
nelle und  gut aufgestellte Polizei in 
Hessen ein. 

Auch sie setzen sich dafür ein, 
dass der Polizeiberuf attraktiver ge-
staltet werden soll und damit ein 
Beitrag für die innere Sicherheit ge-
leistet wird. 

Die Gewerkschaft der Polizei be-
schäftigt sich mit dem Thema „Stei-
gerung der Attraktivität des Polizei-
berufs“. Dabei wird neben den 
finanziellen Aspekten eine ganz-
heitliche Betrachtung hinsichtlich 

der Zukunftsfähigkeit der hessischen 
Polizei vorgenommen. 

Hierüber würden wir gern mit Ih-
nen ins Gespräch kommen.

Zu Beginn wäre es für uns sehr hilf-
reich, wenn Sie zu folgenden Fragen 
kurz Stellung beziehen: 
•  Gibt es aus Ihrer Sicht Überlegun-

gen zur Steigerung der Attraktivität 
des Polizeiberufes? 

•  Ist Ihnen bekannt, dass eine große 
Anzahl von Polizeivollzugsbeamten 
– aufgrund der mangelnden Aus-
schöpfung der Stellenplanober-
grenzen – über einen längeren Zeit-
raum eine höherwertige Tätigkeit 
ausüben, ohne Aussicht auf Beför-
derung bzw. einen finanziellen Aus-
gleich?

•  Wie gedenken Sie, diese Problem-
stellung zu lösen?

•  Haben Sie Vorschläge wie die fi-
nanziellen Unterschiede bei der 
Beamtenbesoldung, die infolge 
der Föderalismusreform 2006 ent-
standen sind, ausgeglichen wer-
den können?

•  Gerade die belastenden Nacht-
dienste stellen eine erhebliche ge-
sundheitliche Problemstellung in-
nerhalb der Polizei dar. Wie 
gedenken Sie dies auszugleichen 
 (Arbei tszei tverkürzung/Er-
schwerniszulagenverordnung/ 
Freizeitausgleich)?

Wir freuen uns auf Ihre Antwort 
und auf eine angeregte Diskussion 
mit Ihnen zu diesem Thema!

Mit freundlichen Grüßen

Andreas Grün, Landesvorsitzender 

An die Fraktionen des Hessischen Landtages
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Gerade in einem Wahljahr bedürfen 
die getroffenen politischen Entschei-
dungen und die damit verbundenen 
Auswirkungen auf die innere Sicher-
heit einer eingehenden Betrachtung 
und einer konstruktiven Auseinander-
setzung. Mit Blick auf die nun im Okto-
ber 2018 terminierten Landtagswahlen 
in Hessen und dem damit verbunde-
nen Ablauf der Regierungszeit der ver-
antwortlichen Koalition aus CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen, die hessische 
Koalition soll übrigens als Blaupause 
für mögliche Koalitionen dieser Cou-
leur auch in anderen Ländern und dem 
Bund taugen, ist ein Blick auf das Re-
gierungshandeln durchaus erlaubt.

Ohne auf die erreichten Erfolge mit 
der deutlichen GdP-Handschrift bei 
Besoldungs- und Personalmehrungen 
in den letzten beiden Jahren weiter 
einzugehen, darf an dieser Stelle fest-
gestellt werden, dass auch die Verant-
wortlichen in den Personalräten ihren 
Anteil an den Erfolgen für sich verbu-
chen können. Das konstruktive „Boh-
ren der dicken Bretter“ in vielen 
Monatsgesprächen mit Behördenlei-
tungen hat manche Forderung nach 
Personal so unterlegt, dass die Verant-
wortlichen im Innenministerium und 
im Landespolizeipräsidium zu gleich 
gelagerten Entscheidungen gelang-
ten. Es gilt also auch in den kommen-
den Jahren, die personalrätliche mit 
der gewerkschaftlichen Arbeit so zu 
verzahnen, dass die bestmöglichsten 
Ergebnisse für die Beschäftigten er-
zielt werden können. So sieht es auch 
der Gesetzgeber im Rahmen der im 
Grundgesetz verbrieften Koalitions-
freiheit vor.

Vorgenommene Investitionen in das 
Personal der Polizei (Vollzug-, Fach- 
und Verwaltungsbeamte und Tarif) zei-
gen, dass der Haushaltsgesetzgeber 
endlich erkannt hat, die signifikanten 
Personallücken bei der Polizei durch 
deutliche Mehreinstellungen im Voll-
zugsbereich zu mildern. Allerdings, 
dies wissen die politisch Verantwortli-
chen, dauert es von der Einstellung bis 
zur Graduierung drei Jahre.

Sind wir für die Zukunft gerüstet? 

In einigen Bundesländern sind eige-
ne Polizeihochschulen eingerichtet, in 

Hessen existiert dazu nunmehr eine 
eigens installierte Projektgruppe mit 
Lenkungsausschuss, die darüber hin-
aus noch durch ein wissenschaftliches 
Institut begleitet wird. Erste Ergebnisse 
werden für Mai 2018 erwartet. Können 
wir in Hessen und darüber hinaus in al-
len anderen Bundesländern und im 
Bund die Forderungen nach mehr Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten so 
qualitativ in den Hochschulen gewähr-
leisten, wie es die Curricula auch for-
dern? Anlässlich einer Tagung mit Mit-
gliedern der Hauptpersonalräte der 
Polizei (aus den Ländern und dem 
Bund) hat der Direktor der Hochschule 
der Polizei und erklärtes GdP-Mitglied 
in Rheinland-Pfalz, Friedel Durban, 
diesen Denkprozess aufgeworfen.

„Nur eine gut ausgebildete Polizei 
kann ihre Funktion als Konfliktmana-
ger erfüllen, um öffentliche Sicherheit 
und gesellschaftlichen Frieden zu 
schützen. Nur gut ausgebildete Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamte kom-
munizieren auf Augenhöhe mit ande-
ren gesellschaftlichen Akteuren und 
erfahren Wertschätzung. Eine verglei-
chende deutsch-französische Studie 
hat bestätigt, dass die gute langjährige 
Ausbildung der deutschen Polizeien zu 
mehr gesellschaftlicher Akzeptanz und 
zu weniger Konflikten führt. Wir brau-
chen belastbare fachliche, methodi-
sche, soziale und personale Schlüssel-

kompetenzen, um die vielfältigen und 
sich dynamisch verändernden Anfor-
derungen im polizeilichen Kontroll- 
und Ermittlungsalltag meistern zu 
können. Revisionssicherheit und be-
weisgesicherte Verfahren müssen bei 
Gericht überzeugen. Mit der Verstär-
kung der Polizeien darf die Qualität der 
polizeilichen Bildungsarbeit weder ab-
gesenkt noch geopfert werden. Die 
Qualität ihrer Bildungseinrichtungen 
und ihrer Bildungsarbeit sichern der 
Polizei auch zukünftig das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger.“ Entspre-
chenden Vorhaben, wie eine „Entaka-
demisierung der Polizeien“ zugunsten 
von quantitativen und damit zeitver-
kürzten Ausbildungen sind entschie-
den zu begegnen.

Personal

Anlässlich der Eröffnung des (neuen) 
14. Polizeireviers in Frankfurt am Main 
Ende Januar 2018 betonte Innenminis-
ter Peter Beuth unter anderem, dass die 
Kolleginnen und Kollegen derzeit in 
den Basisdienststellen in Erwartung 
der mehreingestellten Polizistinnen 
und Polizisten durch Mehrarbeit die 
personellen Lücken schließen müssen. 
Der Personalbedarf, der in den Basis-
dienststellen vor Ort herrscht, egal ob 
bei der Kriminal- oder Schutzpolizei, ist 
groß. In Gesprächen mit Kolleginnen 

Polizei Hessen – 
gut aufgestellt für die zukunft?

Graduierung
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und Kollegen monieren die meisten, 
dass sie sich häufig nicht „von oben 
wertgeschätzt“ fühlen. Um nicht miss-
verstanden zu werden: die Politik und 
damit die Landesregierung ist verant-
wortlich für die Personal- und Sachaus-
stattung der hessischen Polizei. Nur: 
der Umgang mit knappen Personalres-
sourcen, ständige zusätzliche Aktionen 
und Einsatzmaßnahmen belasten dau-
erhaft! Welche Führungskraft sagt 
auch mal „Nein“? Wir erwarten in die-
sem Jahr, dass von den zusätzlichen 
140 Mehreinstellungen genau dieses 
stark belastende Problem gelindert 
wird. Kein Verständnis haben wir, 
wenn erneut viele Kolleginnen und 
Kollegen nicht dort ankommen, wo die 
personelle Not am größten ist. Innen-
minister Peter Beuth wird in einer Pres-
semeldung am 24. Januar 2018 wie 
folgt zitiert: „Ein nie dagewesenes Stel-
lenplus von 11%, von dem alle Dienst-
stellen des Landes profitieren werden 
und die Frauen und Männer der Polizei 
weiter gezielt entlastet werden. Bis 
zum Jahr 2022 werden 1500 Polizisten 
mehr ausgebildet als durch Ruhe-
standsversetzungen notwendig wären 
(genau: 1520: 140 + 300 + 570 + 270 + 
240)“.

Mehr Spezialisten in unseren Reihen 
sind unzweifelhaft erforderlich! Aber 
was ist mit den Spezialisten in unserer 
Mitte, die seit Jahren durch ihre Arbeit 
dafür verantwortlich zeichnen, dass der 
„Laden“ läuft? Beispielsweise warten 
viele Kolleginnen und Kollegen im Ta-
rifbereich seit Jahren, nachdem die Ar-
beitsbereiche immer mehr zunahmen, 
auf Höhergruppierungsmöglichkeiten. 
Hier muss der Haushaltsgesetzgeber 
dringend dafür Sorge tragen, dass not-
wendige Arbeitsplatzbeschreibungen 
angepasst und resultierend Höher-
gruppierungen in Folge ausgesprochen 
werden können. Um den Polizeiberuf 
in Hessen zukunftssicher zu machen, 
hat der Gesetzgeber die Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die es braucht, um 
im Wettbewerb um die „besten Köpfe“ 
bestehen zu können. Mit einem A10er- 
Bauch von über 60% wird dies nicht 
möglich sein. Unsere Fach- und Ver-
waltungsbeamtinnen dürfen wir an 
dieser Stelle natürlich nicht vergessen, 
denn auch sie leisten eine unverzicht-
bare Arbeit für die innere Sicherheit 
und entlasten den Vollzug. 

Die Wertschätzung der Bürgerinnen 
und Bürger gegenüber der Arbeit un-
serer Polizei kann sich sehen lassen! 

Die Polizei mit ihren Beschäftigten 
steht in Umfragen namhafter Mei-

nungsforschungsunternehmen glän-
zend da. So rangieren beispielsweise 
im Jahr 2016 bei einer durch Forsa in 
Auftrag gegebenen Umfrage die Poli-
zisten auf Platz fünf, hinter Ärzten, Feu-
erwehrleuten, Kranken- und Altenpfle-
gern sowie Erziehern in Kitas. Diesen 
Platz belegten die Polizisten bereits 
2007, sodass von einem kontinuierli-
chen, vertrauensvollen Umgang der 
Polizei mit den Bürgerinnen und Bür-
gern in der Gesellschaft ausgegangen 
werden muss.

 Gefahrengeneigte Tätigkeiten: 
Angriffe auf Polizeibeschäftigte 

nehmen zu 
Es besteht vor dem Hintergrund der 

allgemeinen Sicherheitslage der aus-
drückliche und ausgeprägte Wunsch 
vieler unserer Mitmenschen, dass die 
Politik nachhaltige Voraussetzungen 
für eine gut ausgebildete, gut ausge-
stattete und gut bezahlte Polizei schafft! 
Das der Polizeiberuf ein gefahrenge-
neigter ist, steht außer Frage. Immer 
dann, wenn Polizeibeamte durch den 
Einsatz von Schusswaffen gegen 
Rechtsbrecher medial im Fokus stehen, 
überschlagen sich auch die Nachrich-
ten in den sozialen Netzwerken.

Darf die Polizei schießen? Schießt die 
Polizei zu schnell? Wir müssen uns 
auch in Erinnerung rufen, dass es in 
unserem Beruf Situationen unvorher-
sehbarer und unausweichlicher Gefahr 
geben kann, in denen die beste Aus-
stattung und die qualifizierteste Ausbil-
dung nicht weiterhelfen. Es ist das Tra-
gische an unserem Beruf, dem wir uns 
stellen müssen.

Auf Grundlage der jährlichen Poli-
zeilichen Kriminalstatistik (PKS) wur-
den in Hessen im Jahr 2016 insgesamt 
1894 Strafanzeigen registriert, bei de-
nen insgesamt 3468 Polizeibeschäftigte 
Opfer von Angriffshandlungen wur-

den. Im Vergleich zum Jahr 2015 ein 
Anstieg um 12,9%. Der überwiegende 
Anteil der zugrunde liegenden Strafan-
zeigen umfasst den Deliktsbereich 
„Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte“. Als weitere Deliktsfelder wur-
den insbesondere die „einfache Kör-
perverletzung“, „gefährliche/schwere 
Körperverletzung“ sowie „Bedrohun-
gen“ und „Nötigungen“ erfasst. 

Immer neue Schutzbekleidung wie 
die persönliche Schutzweste sowie den 
ballistischen Hals-Schulter-Tiefschutz, 
der seit Ende 2011 in allen Streifenwa-
gen vorhanden ist, die Einführung des 
Teleskopschlagstocks, die Einführung 
der Bodycam, die Beschaffung schnitt-
fester Arbeitshandschuhe sowie die 
Beschaffung weiterer ballistischer 
Schutzausrüstung für ausgewählte In-
terventionskräfte, stellen in Summe ein 
erhebliches Maß mehr an Gewicht bei 
der Ausrüstung dar. Ständig notwendi-
ge und damit wiederkehrende Trai-
nings- und Fortbildungseinheiten, wel-
che das polizeiliche Handling, wie z. B. 
das Übungsschießen in Notsituationen, 
lassen die Zeit zwischen den Diensten, 
die ohnehin aufgrund der Personalva-
kanzen nicht üppig ausfällt, immer kür-
zer werden. Das GdP-Forum im Januar 
dieses Jahres bringt sicherlich erste Im-
pulse, die bei der Konzeption von NIT 
2.0 hilfreich sein können. Wichtige Er-
kenntnis ist aber, dass eine ständige 
Überprüfung und Intensivierung der 
Aus- und Fortbildung hinsichtlich der 
Handlungssicherheit in komplexen Si-
tuationen stattfinden muss. Es kann 
und darf nicht sein, dass Fortbildungen 
und Trainings nicht durchgeführt wer-
den – oder gar nur eingeschränkt statt-
finden können – weil andere Maßnah-
men priorisiert werden oder die 
entsprechenden Raumkapazitäten feh-
len.

 Bei der Entwicklung der Körper-
verletzungs- und Tötungsdelikte un-
ter Verwendung des Tatmittels „Mes-
ser“ in Hessen der letzten Jahre zeigt 
sich, dass die Aufklärungsquoten 
durchweg überdurchschnittlich hoch 
sind (2012: 970 Fälle, Aufklärungs-
quote (AQ) von 91,2%, 2013: 865 Fäl-
le, AQ: 91,6%, 2014: 926 Fälle, AQ: 
92,1%, 2015: 1029 Fälle, AQ: 88,6% 
und 2016: 1116 Fälle, AQ: 91%). Für 
1116 registrierte Fälle im Jahr 2016 
wurden insgesamt 1234 Tatverdächti-
ge ermittelt. Rund 43% dieser Tatver-
dächtigen aus dem Jahr 2016 haben 
die deutsche Staatsbürgerschaft. Ins-

Gewalt (Messerattacken) 

Fortsetzung auf Seite 4
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gesamt finden sich in der Liste der 
Tatverdächtigen rund 60 unterschied-
liche Staatsangehörigkeiten. Die im 
Jahr 2016 am häufigsten registrierten 
Staatsangehörigkeiten bei den Tat-
verdächtigen mit dem Tatmittel Mes-
ser waren die deutsche (ca. 43%), tür-
kische (ca. 10%), afghanische (ca. 
7%), syrische (ca. 4%) und somalische 
(ca. 3%). 

Wir müssen mehr über die Hinter-
gründe solcher lebensbedrohlichen 
Angriffe wissen. Vielleicht finden wir 
Anhaltspunkte heraus, aus denen 
sich Anleitungen zum Handeln erge-
ben könnten, damit der Schutz unse-
rer Kolleginnen und Kollegen ver-
stärkt werden kann, und sei es, dass 
sie ihren ohnehin vorhandenen Sen-
sor für gefährliche oder gefährlich 
werdende Situationen schärfen kön-
nen. Anleitungen, die sich übersetzen 
lassen in die Aus- und Fortbildung.

10 000 Stichschutzschals wurden 
für die Einsatzkräfte bestellt. Zudem 
will die hessische Polizei stichsichere 
Schutzwesten beschaffen. Die Be-
schaffung dieser Westen hat sich aus 
formellen Gründen etwas verzögert, 
das Ausschreibungsverfahren hierfür 
läuft aktuell. Angesichts zunehmen-
der Messerangriffe in Deutschland 
fordert die Gewerkschaft der Polizei 
eine gesellschaftliche Grundsatzde-
batte über wirksame Gegenmaßnah-
men. Politik und Justiz benötigten 
aussagekräftige Lagebilder, um Straf-
taten mit einem solchen, jederzeit 
verfügbaren und höchst gefährlichen 
Tatmittel auf denkbare Strafverschär-
fungen zu prüfen. 

Fortsetzung von Seite 3

Szenarien (Schutzausstattung)

Verwaltungsgerichte befassen 
sich mit GdP-Klagen 

zur Beamtenbesoldung
Bereits am 9. April 2014 hatte An-

dreas Grün anlässlich des 25. GdP- 
Landesdelegiertentages, in Anwe-
senheit von Innenminister Peter 
Beuth und allen Behördenleitungen 
der hessischen Polizei, eine Klage für 
den Fall angekündigt, dass die im Ko-
alitionsvertrag zwischen CDU und 
Grünen vereinbarte Nullrunde und 
das Lohndiktat umgesetzt werden 
sollten. Da damals das verfassungs-
rechtlich umstrittene Besoldungsan-
passungsgesetz entgegen aller Ar-
gumente und Proteste in das 
Gesetzgebungsverfahren eingebracht 
wurde, ist durch die GdP die Gieße-
ner Rechtsanwaltskanzlei Greilich, 
Hirschmann, Benedum & Collegen 
beauftragt, das Gesetz einer verfas-
sungsrechtlichen Prüfung zuzuleiten. 
Daraufhin wurde in Folge an allen 
hessischen Verwaltungsgerichten 
Klagen eingereicht. Noch im März 
2018 wird sich das Verwaltungsge-
richt Frankfurt am Main mit der Ma-
terie erstinstanzlich auseinanderset-
zen! Wahrscheinlich und absehbar 
wird das Land Hessen auch hier wie-
der den Marsch durch die Instanzen 
beschreiten, wie zuletzt beim Thema 
Altersdiskriminierende Besoldung. 
Nicht zuletzt durch die juristisch lei-
der vielfach für Laien undurchsichti-
gen Verfahren, beispielsweise bei 
den Klagen zu Höhergruppierungs-
möglichkeiten bei der Wachpolizei, 
beim Verzicht auf Einrede der Verjäh-
rung beim Besoldungsanpassungsge-
setz und im Verfahren bei der Alters-
diskriminierenden Besoldung, sind 
die Polizeibeschäftigten mithin stark 
verunsichert. Immer häufiger fragen 
Kolleginnen und Kollegen nach 
Rechtsschutz bei den Gewerkschaf-
ten, obwohl in vielen Fällen die Be-
schreitung des Rechtsweges ausge-
schlossen ist. Nur keine Frist 
versäumen, besser einen Antrag mehr 
stellen als später keine Berücksichti-
gung zu finden. Es sollte wieder mehr 
Transparenz und Verlässlichkeit statt 
juristisches Klein-Klein betrieben 
werden.

Landtagswahlen im Oktober 
2018 – politischer Stillstand 

oder neuer Aufbruch
Mitte Januar 2018 schlugen Mi-

nisterpräsident Bouffier und sein 

Stellvertreter Tarek Al-Wazir den 
28. Oktober 2018 als Wahltag vor. 
Das Hessische Kabinett hat am 23. 
Januar den 28. Oktober 2018 als 
Termin der Landtagswahl 2018 
durch eine Verordnung offiziell be-
stimmt (für das Inkrafttreten der 
Verordnung muss diese noch im 
Staatsanzeiger veröffentlicht wer-
den). Damit findet die Landtagswahl 
fast drei Monate vor dem Ende der 
laufenden Wahlperiode (am 17. Ja-
nuar 2019) des 19. Hessischen Land-
tags statt.

Die Verabschiedung des Doppel-
haushaltes Ende Januar im Hessi-
schen Landtag gilt als sicher. In die-
sem wurden nochmal Änderungs- 
anträge der Fraktionen vorgelegt. 
Erwähnenswert sind in dem Zusam-
menhang die nochmaligen Mehrein-
stellungen bei der hessischen Poli-
zei in den Jahren 2018/2019 von 
nochmals zusätzlich 480 Polizeian-
wärterinnen und -anwärtern zu den 
bereits beschlossenen 1500 bis 2022.

Nicht nur aufgrund der zähen 
Verhandlungen bei einer Regie-
rungsbildung in Berlin geben die 
Parteien, allen voran die hessische 
CDU, schon jetzt die Devise aus: Wir 
müssen kämpfen! In Umfragen des 
HR hat die amtierende Koalition 
keine Mehrheit mehr, der Einzug 
der AfD in den Landtag gilt als na-
hezu sicher. Das schreckt die arri-
vierten Parteien auf, denn ein zähes 
Hin und Her (wie derzeit im Bund), 
möchte keiner. Glücklicherweise 
sind durch den vorgelegten Doppel-
haushalt die darin enthaltenen In-
vestitionen und Einstellungen si-
cher. Die Bundespolizei kann derzeit 
die dringend benötigten Einstellun-
gen, über 1500 Stellen sind zu be-
setzen, nicht vornehmen, weil dies 
das Haushaltrecht in der momenta-
nen politischen Konstellation nicht 
zulässt. Die Polizeibeschäftigten 
werden sehr genau hinsehen, wenn 
es um das Thema innere Sicherheit 
im Landtagswahlkampf 2018 geht. 
Die innere Sicherheit hat mehr Kon-
junktur denn je. Wir stehen nicht 
nur bei der hessischen Polizei vor 
enormen Herausforderungen. Der 
Personalbedarf an zusätzlichen 
Vollzugspolizisten wird bundesweit 
konsequent weiter steigen müssen, 
weil auch der ansteigenden Krimi-
nalität und damit enormen Belas-
tungen bei der Polizei endlich sach- 
und fachgerecht begegnet werden 
muss. Jens Mohrherr
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Helene Souza /pixelio.de

Vergangenheit bietet wertvolle 
Erkenntnisse. Gewesenes überlie-
fert uns, was richtig und nützlich 
oder falsch und schädlich war. 
Schon Cicero (106–43 v. Chr., der 
„Urvater des Humanismus“) er-
kannte, dass „Geschichte Lehrmeis-
terin des Lebens“ ist. Seit Jahrhun-
derten ist das oft folgenschwer 
missachtet worden. Fehler wurden 
wiederholt und haben der Mensch-
heit gewaltig geschadet. 

Aktuelle Fehlentwicklungen ver-
mitteln den Eindruck, dass Politiker 
gar nicht wissen wollen, was vor ih-
rer Zeit schädlich oder nützlich war. 
Planer und Entscheider ignorieren 
auch heute noch leichtfertig bis 
überheblich, für ihren Verantwor-
tungsbereich Nötiges und Nützli-
ches. Denn menschliche Schwä-
chen, wie Dummheit, Geltungs- und 
Herrschsucht, Neid, Missgunst und 
Gier, waren und sind bei manchen 
Zeitgenossen halt stärker ausge-
prägt als Vernunft, Einsicht und 
Rücksicht.

Leider sind auch Intelligente nicht 
davor gefeit, mitunter unvernünftig 
zu handeln. Deshalb können selbst-
los rational Denkende nicht verste-
hen, weshalb sich Menschen noch 
immer Böses zufügen, wo es leicht 
möglich wäre, Schadenstiftendes zu 
vermeiden. Katastrophale Folgen 
der beiden Weltkriege des letzten 
Jahrhunderts haben Ländern Euro-
pas die bisher längste Friedenzeit 
beschert, die Menschen hier erleben 
dürfen. Muss es denn immer erst 
Menschenleben und unübersehbare 
Schäden kosten, bevor Vernunft 
einkehrt?

Doch die Lebensbedingungen ha-
ben sich seit Kriegsende erheblich 
geändert. Entwicklungen im politi-
schen, wirtschaftlichen, technischen 
und digitalen Bereich bieten i. d. R. 
zwar Vorteile aber auch Miss-
brauchsmöglichkeiten, die schaden 
können und schon häufig vermeid-
bares Unheil angerichtet haben. 
Weil Menschen Gelegenheiten zur 
Vorteilserlangung nutzen, sollte es 
für alle Arten von Missbrauch 
Straftatbestände geben. Hier re-
agieren Gesetzgeber fast immer viel 
zu spät. Liegt es vielleicht daran, 
dass Politiker jeder werden kann, 
ohne spezielle Ausbildung, Prüfung 
und Haftungspflichten? Polizisten 

Geschichte = die ignorierte Erfahrungsquelle
müssen nach Auswahlverfahren 
Prüfungen bestehen, Dienstvor-
schriften und Gesetze achten und 
haben für Fehler mit disziplinaren, 
straf- und haftungsrechtlichen Fol-
gen zu rechnen. Schlimmer ist je-
doch, dass sie angefeindet, beleidigt 
und angegriffen werden, wenn Bür-
ger mit politischen Regeln unzufrie-

den sind und ihren Zorn an Polizis-
ten austoben.

Seit jeher wehren sich Menschen 
dagegen, verdummt, ausgenützt, 
unterdrückt und missbraucht zu 
werden. Resignieren, Verweigern 
und Demonstrieren eskalierte oft zu 
Revolutionen und Kriegen. Auch 
Urheber haben ihre „Fehler“ mit 
dem Leben bezahlt. Schwer zu ver-
stehen bleibt, weshalb bekannte ka-
tastrophale Folgen fehlerhafter Pla-
nung und Entscheidungen noch 
immer wiederholt werden. Bürger-
proteste, Wählerverhalten, Bean-
standungen der Rechnungshöfe und 
des Steuerzahlerbundes müssten ei-
gentlich unsere Regelgeber dazu 
zwingen, es endlich besser zu ma-
chen. 

Es wirkt geradezu wie ein Natur-
gesetz, dass Übertreibungen Ge-
genreaktionen provozieren. Das zu 
erkennen kommt schon bei Überge-
wichtigen, Nikotin-, Rauschgift- 
und Alkoholsüchtigen oft zu spät. 
Altersarmut, Versorgungs- und Si-
cherheitsängste sind nur ein gerin-
ger Teil bestehender Probleme. Ei-

nem Schwelbrand vergleichbar ist 
die in Medien häufig dargestellte 
wachsende Kluft zwischen Arm und 
Reich: 1% der Bevölkerung verfügt 
über 50% des Volksvermögens und 
99% müssen mit dem Rest auskom-
men. Weil Reichtum i.d.R. durch 
Leistung Abhängiger gefördert 
wird, wächst mit dem Bewusstsein 
ungerechter Teilhabe Mehrheitswi-
derstand, der zu explodierender Ge-
walt eskalieren kann. Einen Vorge-
schmack lieferten die Gewalttaten 
beim G20-Gipfel in Hamburg.

Noch resignieren Betroffene als 
Wahlverweigerer oder reagieren als 
Protestwähler. Stimmverluste der 
Volksparteien, die extremen Popu-
listen zufließen, sind deutliche 
Warnsignale. Hinzu kommt zuneh-
mende Missachtung gesetzlicher 
und gesellschaftlicher Regeln und 
Gepflogenheiten. Sanktionslos blei-
bende Straftaten motivieren Nach-
ahmer.

Zur aggressiven Respektlosigkeit 
entartetes Verhalten vermummter 
„Demonstranten“ gegenüber uni-
formierten Hilfs- und Sicherheits-
kräften belegen, dass bisherige Vor-
beugung und Sicherungsmaßahmen 
nicht ausreichen, um Normalität zu 
gewährleisten. Dass zu wenig Per-
sonal zur Verfügung steht, belegen 
Millionen Überstunden, Ausfälle 
durch Überlastung, Verletzte und 
Erkrankte. Allein die Tatsache, dass 
Schutzkräfte Schutzkleidung tragen 
müssen, um möglichst verletzungs-
frei Schutzbedürftige schützen zu 
können, belegt eine erschreckende 
Fehlentwicklung. Was uns seit der 
Bundestagswahl am 24. Septem-
ber2017 von den gewählten Partei-
en geboten wird, haben Medien zu-
treffend als Hickhack (für nutzlose 
Streiterei) und als Trauerspiel be-
zeichnet. 

Könnten Bürger aggressives Be-
schwerdeverhalten wegen fehlen-
der oder belastender politischer Re-
geln an Urhebern austoben und 
nicht an uniformierten Sicherheits-
kräften, wäre fühlbare Betroffenheit 
für Regelgeber wohl die wirksamste 
Motivation, endlich Normalität be-
wirkende Maßnahmen zu treffen.                        

Gerhard Kastl
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In meiner Eigenschaft als Personal-
ratsmitglied habe ich in meinem Prä-
sidium bei einigen Auswahlverfahren 
mitgewirkt, bei denen es um die Be-
setzung von Dienstposten im Bereich 
der Jugendverkehrsschule ging. Be-
reits beim Anforderungsprofil gibt es 
deutliche Unterschiede, wenn es dar-
um geht, Grundschülern in kurzer 
Zeit didaktisch und praktisch die Teil-
nahme am Straßenverkehr zu vermit-
teln.  

Im kalten Dezember 2017 durfte ich 
in der Klasse meiner Tochter als El-
ternteil bei zwei Übungen im „Echt-
Betrieb“ mithelfen. Insgesamt werden 
pro Klasse drei Eltern als freiwillige 
Helfer benötigt, um einen sicheren 
Ablauf zu gewährleisten. Somit war 
für mich klar, dass ich als Polizist zu 
100% einsetzbar war. Pünktlich um 
8 Uhr begrüßten die verantwortlichen 
Kollegen POKin Blobel, in abwech-
selnder Besetzung mit den Wachpoli-
zisten Sponsel und Kremer, jeweils 
die Schulklasse und Eltern. Nach ei-
ner kurzen Wiederholung der letzten 
Stunde wurden die Schulkinder auf 
die heutige praktische Übung vorbe-
reitet. Vor Ort wurden dann die Ver-
kehrssituationen angesprochen und 
intensiv erklärt. Anschließend wur-
den die Eltern an Knotenpunkten ver-
teilt, die Schulkinder mit Warnwesten 
und Fahrrädern versorgt, es folgte ein 
Sicherheitscheck von Fahrradhelm 
und Kleidung und dann ging es auf 
die Straße bzw. in den realen Straßen-
verkehr. Zu erwähnen ist, dass die 
Schulkinder zuvor auf dem Schulhof 
üben konnten, die Spur zu halten, das 
richtige Abbiegen, das eigentliche 
Umschauen oder Gefahrensituatio-
nen einzuschätzen. Hierbei werden 
auf dem Schulhof Verkehrsflächen 
und Straßenkreuzungen mit Ver-
kehrszeichen nachgebildet. 

Es war sehr interessant zu sehen, 
wie Lehrer, Eltern und Schulkinder 
auf die Kollegin und Kollegen re-
agierten. Ich konnte sehr deutlich 
spüren, dass die Polizei, die Instituti-
on für solche Aufgaben ist. Die Kom-
petenz der Vertreter der JVS Rhein-
gau-Taunus wird sehr geschätzt. Als 
Familienvater bin ich froh, dass die 
Teilnahme mit dem Fahrrad am Stra-
ßenverkehr von meinen eigenen Kol-

leginnen und Kollegen unterrichtet 
wird. Nachdem ich das selbst erleben 
durfte, wie die Jugendverkehrsschule 
ihre Arbeit macht, wurde ich meiner 
Ansicht nach bestätigt, dass die Poli-
zei mit dieser dienstlichen Tätigkeit 
die Schulkinder prägt, sie im Bewe-
gungsablauf mit dem Fahrrad unter-
stützt und sogar vor Gefahren im 
Straßenverkehr schützt. Wir Eltern 
haben selbst gemerkt, dass wir das so 
gut und zielorientiert gar nicht in die-
ser Form vermitteln könnten. Gleich-
zeitig ist diese Tätigkeit öffentlich-
keitswirksam, da alle Bürgerinnen 
und Bürger diese Polizeiarbeit wahr-
nehmen.  

Deutsche Verkehrswacht e.V. 

Die Deutsche Verkehrswacht 
(DVW) schreibt auf ihrer Homepage: 
„Das ist phänomenal: Fast 95 Prozent 
aller Viertklässler nehmen jedes Jahr 
an der Radfahrausbildung in der 
Grundschule teil und erhalten stolz ihr 
Teilnahme-Zertifikat – einen Fahrrad 
pass, einen Wimpel oder eine andere 

Anerkennung. Die Prüfungen, aber 
auch das intensive Üben vorab, wer-
den häufig in einer Jugendverkehrs-
schule durchgeführt, von denen es 
über das gesamte Bundesgebiet ver-
teilt rund 800 Stück gibt. Ermöglicht 
wird diese Erfolgsgeschichte durch die 
enge Zusammenarbeit von Polizeibe-
amten, den Verkehrswachten vor Ort, 
Schulen und Kommunen.“

Die Deutsche Verkehrswacht 
(DVW) wurde 1924 gegründet und 
gehört zu den ältesten und größten 
Bürgerinitiativen Deutschlands. Sie 
engagiert sich für mehr Sicherheit im 
Straßenverkehr und konkretisiert ihr 
Ziel sogar mit der Aussage, so wenig 
Unfälle auf unseren Straßen, wie 

möglich. Das ist auch unsere Einstel-
lung als Polizei. Denn nicht umsonst 
gibt es den gemeinsamen Erlass zwi-
schen dem Hessischen Ministerium 
des Innern und für Sport (HMdIS) und 
dem Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung (HMWVL) zur Erfassung 
und Analyse von Straßenverkehrsun-
fällen (StAnz. 8/2009 S. 456). Ziel ist 
es, die Verkehrssicherheit zu verbes-
sern und die Gefahren zu erkennen 
und zu beseitigen. Ministeriumsüber-
greifend wurde hier eine Zusammen-
arbeit festgelegt. Polizei, Straßenbau- 
und Straßenverkehrsbehörde müssen 
hier für die Sicherheit im Straßenver-
kehr zusammenarbeiten. 

Die Deutsche Verkehrswacht ist 
gemeinnützig und der überwiegende 
Teil der rund 60 000 Helfer sind eh-
renamtlich Aktive. Sie fördert die Mo-
bilität auf deutschen Straßen sicherer 
zu machen und die Zahl der Unfallop-
fer zu verringern. Die Polizei wäre 
ohne das Ehrenamt aufgeschmissen 
und könnte diesen Auftrag so alleine 
nicht erfüllen. 

 
Im Rheingau-Taunus-Kreis erhal-

ten jährlich im Durchschnitt 1800 bis 
2000 Schulkinder die Jugendver-
kehrserziehung und in Frankfurt  
waren es im Jahre 2016 insgesamt 
6163 Schulkinder. 

Verbundstrategie  
Verkehrssicherheit

Fast die Hälfte aller Unfälle pas-
sierte mit dem Fahrrad. Im Verhältnis 
zum Pkw oder zu Fuß deutlich mehr. 
Die bestehende Verbundstrategie hat 
Einfluss auf die Verkehrssicherheit. 
Der integrative Ansatz von Enginee-
ring (Fahrzeugtechnik, Straßenbau), 

Als Helfer zu Gast 
bei der Jugendverkehrsschule

Die folgende Tabelle gibt Aufschluss auf die verunglückten Kinder zwischen 
10-15 Jahren in 2015. (Quelle: Statistisches Bundesamt)

 Gesamt Leichtverletzte Schwerverletzte Getötete

Insgesamt 14 862 12 696  2133  33
Davon im Pkw 3945 3489  443  13
Zu Fuß 3040 2296  737  7
Mit dem Fahrrad 6817 5979  827  11
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Education (Verkehrserziehung, Ver-
kehrsaufklärung) und Enforcement 
ist von enormer Bedeutung. Die Fak-
toren Mensch, Straße und Fahrzeug 
werden hier in Betracht gezogen. 
Enforcement ist sehr eng mit Edu- 
cation und Engineering verzahnt. 
Dieser Ansatz wird mit einer entspre-
chenden Öffentlichkeitsarbeit beglei- 
tet. Die Jugendverkehrserziehung fällt 
somit unter dem Ansatz Education 
und ist fester Bestandteil. 

Jugendverkehrserziehung durch 
Polizei bald Vergangenheit?

Gleichwohl gibt es immer wieder 
Überlegungen, das Angebot durch 
die Polizei im Bereich der Jugendver-
kehrserziehung einzustellen. Das frei 
werdende Personal könnte anderwei-
tig eingesetzt werden. Es wäre fatal, 
wenn aus Personalmangel die 

Polizeiarbeit in der Jugendverkehrs-
erziehung aufgegeben wird, was so 
mit Sicherheit nicht gesagt werden 
würde. 

Durch eine Abgeordnete im Hessi-
schen Landtag wurde eine Kleine An-
frage (Drucksache 19/3875)  an die 
Landesregierung betreffend der Ver-
kehrserziehung und Fahrradführer-
schein gestellt. Darin wurde u. a. auf 
Ausfallquote und fehlendes Personal 
eingegangen. Darin heißt es auch, […
Die hessische Polizei wird die vielfäl-
tigen bestehenden präventiven und 
repressiven Maßnahmen fortsetzen …
Neben diesen Maßnahmen mit Schul-
bezug werden zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit allgemein weitrei-
chende Maßnahmen durch die Polizei 
durchgeführt, mit denen sie den öf-
fentlichen Straßenverkehr beobach-
tet, die Einhaltung der bestehenden 
Vorschriften kontrolliert und Verstöße 
sanktioniert …].

Die Unfallursache kann auch beim 
Rad fahrenden Schulkind liegen. In-
sofern ist es eine Frage der Betrach-
tung und es stellt sich für mich die 
Frage, wie die Statistik ausfallen 
würde, wenn die Polizei keine Ver-
kehrserziehung in der Grundschule 
mehr anbieten würde. Wir müssen 
froh sein, dass im Verhältnis so weni-
ge Kinder als Unfallopfer hervorge-
hen. Ein bewährtes Konzept still- 
zulegen wäre falsch und unverant-
wortlich. Der Staat darf sich seiner 
Verantwortung hier nicht entziehen. 
Die Verkehrserziehung muss weiter-
hin durch die Polizei unterstützt wer-
den. Auf der Internetseite der Polizei 
Hessen wird damit geworben. Unab-
hängig einer politischen Entschei-
dung, die größte Risikogruppe im 
Straßenverkehr sind und bleiben 

Kinder und lebensältere Menschen.  

Alles andere als einfach

Der Dienst als Verkehrserzieher 
mag einfach und leicht aussehen, ist 
er aber nicht. Wer das selbst nicht er-
lebt hat, wird nicht argumentieren 
können. Bei der Radfahrprüfung zum 
Abschluss wurden zwei Klassen ge-
prüft und waren mit einer kleinen 
Pause gegen 14 Uhr fertig. Eine grö-
ßere Unfallaufnahme dauert auch 
schon mal mehrere Stunden. Die Be-
reitschaft zur Verantwortungsüber-
nahme für eine gesamte Schulklasse 
im Alter von 9 bis 10 Jahren muss 
man wollen und aushalten. Am Ende 
des Tages müssen die Kinder unver-
sehrt zurück nach Hause. So hat jeder 
Bereich innerhalb der Polizei andere 
und individuelle Anforderungen und 
eine Pro-  und Kontra-Seite. 

Polizei – Dein Freund und Helfer

Für meine Tochter und für fast alle 
Kinder war das von der ersten Stunde 
an sehr aufregend und anstrengend. 
Es war schön zu beobachten, wie die 
Schulkinder immer selbstsicherer 
und fahrtechnisch besser wurden. 
Ganz besonders stolz waren die 
Schulkinder auf ihre Ergebnisse am 
Ende der Prüfung. Die Schulkinder 
sind mit ihren Aufgaben sprichwört-
lich gewachsen! Und die Polizei hat 
einen wesentlichen Beitrag dazu ge-
leistet. 

Antonio Pedron
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Wir werden den Verstorbenen ein ehrendes Andenken bewahren! 
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